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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 
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Berichterstatter: 
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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 11. März 1966 


Der Ausschuß für Wahlprülung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. Schäfer Dr. Müller-Emmert 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/421 


Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — 24/65 — des Win- 
fried Traub, Würzburg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom | 
17. Oktober 1965 Einspruch eingelegt. 

I 

Zur Begründung führt er aus, 

im Wahlgebäude des Wahllokals „Marienan- * 
stalt", Franz-Ludwig-Straße in Würzburg, sei an 1 
deutlich sichtbarer Stelle vor dem Wahllokal ein i 
„Aufruf der katholischen Bischöfe Deutschlands i 
zur Bundestagswahl 1965" angebracht gewesen. 

Der Einspruchsführer sieht darin einen Verstoß 
gegen das Bundeswahlgesetz (§ 33) wegen unzu- 
lässiger Beeinflussung der Wähler. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und begründet wor- 
den. Er ist auch zulässig, aber nicht begründet. 


Gemäß § 33 BWG ist in dem Gebäude, in dem sich 
der Wahlraum befindet, jede Beeinflussung der 
Wähler durch Wort, Ton, Schrift oder Bild verboten. 
Für die Einhaltung dieses Verbots ist der Wahlvor- 
stand verantwortlich. § 33 BWG verbietet nicht nur 
jede Propaganda für eine bestimmte Partei, sondern 
auch jede allgemeine Beeinflussung der Wähler. 

Der Aufruf der katholischen Bischöfe Deutschlands 
war nach Auffassung des Wahlprüfungsausschusses 
geeignet, den Wähler zu beeinflussen. Aus diesem 
Grunde war das Anbringen dieses Aufrufs in dem 
Gebäude, in dem sich der Wahlraum befand, ein 
Verstoß gegen § 33 BWG. 

Trotz dieses Verstoßes gegen § 33 BWG hält der 
Ausschuß den Einspruch für offensichtlich unbegrün- 
det, da mit dem Aufruf nicht die Wahl einer be- 
stimmten Partei empfohlen wurde. Aus diesem 
Grunde führte er nicht zu einer Verfälschung des 
Wählerwillens. 

Der Einspruch war im Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
WPG als offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (ßundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesver- 

fassungsgericht eingegangen sein. 
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